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Freiheit für den ROTEN MORGEN! 


1972: Die Empörung über die Aggression des US-Imperialismus in 
Vietnam erreicht in aller Welt ihren Höhepunkt, auch in unserem Land. 
— Im Gerangel um die Ostverträge werden Abgeordnetenstimmen einge- 
kauft. Um sich nicht vor den Werktätigen völlig zu entlarven, um den 
Schein der Demokratie zu wahren, sieht sich die Bourgeoisie zu Neuwah- 
len gezwungen. — Am Roten Antikriegstag demonstrieren 5.000 unter 
Führung der KPD/ML gegen den imperialistischen Krieg und durchbre- 


chen die Ketten und Absperrungen der Polizei. 


In diesem Jahr 1972 verschicken die Staatsanwaltschaften in Hamburg 
und Dortmund die ersten Anklageschriften und Strafbefehle|gegen den 
„Roten Morgen“, der in allen diesen Kämpfen die Partei der werktätigen 
Massen ergriff, ihnen Weg und Ziel wies. 15 900 DM Geldstrafe werden in 
den nachfolgenden Prozessen gegen die Genossen Ernst Aust und Gernot 


Schubert verhängt. 

Aber während es damals noch 
einzelne Ausgaben des „Roten 
Morgen“ waren, die verfolgt wur- 
den, setzte im Jahre 1974 die sy- 
stematische Verfolgung ein. Es 
war die Antwort des Klassenfein- 
des auf das Erstarken der Partei 
und insbesondere auf die Verbrei- 
tung der Wahrheit über den Tod ih- 
res Mitglieds Günter Routhier, die 
durch keinen Justizterror zum 
Schweigen gebracht werden konn- 
te. Von 27 Ausgaben des „Roten 
Morgen“, die in der zweiten Hälfte 
des Jahres 1974 erschienen, wur- 
den 15 unter Anklage gestellt, sie- 
ben beschlagnahmt. Diese Prozeß- 
lawine, die die gesamte Agitation 
und Propaganda der Partei und der 
revolutionären Organisationen be- 
traf, setzte sich auch im folgenden 
Jahr fort. 

Aber es gelang dem Klassenfeind 
nicht, das Zentralorgan der Kom- 
munistischen Partei mundtot zu 
machen oder zu 
sen zu bewegen. Die Partei wuchs 
und der „Rote Morgen“ gewann ei- 
nen immer größeren Leserstamm. 
Und je mehr der Klassenfeind in 
der jungen KPD/ML einen ernstzu- 
nehmenden Gegner erkannte, de- 
sto haßerfüllter verfolgte er ihr 


Roter Morgen-Redakteure 


Gernot Schubert: 


"Sie fürchten den Marxis 


Auszug aus einer Rede vor Gericht 

‚Warum stehe ich hier vor Gericht? 
Weil die Bourgeoisie den Marxismus-Le- 
ninismus ausschalten, weil sie den „Ro- 
ten Morgen“ und die gesamte marxi- 
stisch-leninistische Propaganda der Par- 


tei verbieten will. Dies ist der Kern der 


Anklage. Das zeigt sich in der Ankla- 
geschrift sehr deutlich. 

Dort heißt es an einer Stelle: ‚In allen 
zitierten Passagen sollen die Bundesrepu- 
blik Deutschland und deren verfassungs- 
mäßige Ordnung erkennbar auch dann 
getroffen werden, wenn u. a, von der 
‚Bourgeoisie‘, der ‚Ausbeuterordnung‘, 


Zugeständnis- - 


Zentralorgan. Die Spitze des Ju- 
stizterrors richtet sich heute gegen 
den „Roten Morgen“. 


„Die Angeklagten "Geian aus 


bewußt feindseliger Gesinnung.“ 
„Die Bundesrepublik Deutschland 
hat es nicht verdient, derart attak- 
kiert zu werden. Daher kamen bei 
allen festgestellten Straftatbestän- 
den nur Freiheitsstrafen in Be- 
tracht.* Mit dieser Begründung 
verhängte das Dortmunder Amts- 
gericht am 13. Mai 1976 gegen die 
Genossen Gernot Schubert und 
Karin Wagner, ehemals Verleger 
und verantwortliche Redakteurin 
des „Roten Morgen“, in einem of- 
fenen Gesinnungeure ein Jahr 
bzw. vier Monate Gefängnis. Die 
Strafen wurden damals noch zur 
Bewährung ausgesetzt — der Staats- 
anwalt hat dagegen Berufung ein- 
gelegt. Im November) folgte das 
nächste Terrarurteil: Je vier Mo- 
nate für Gernot Schubert und Die- 
ter Stoll, diesmal ohne Bewährung, 
in der 2. Instanz (in der 1. Instanz 
waren noch Geldsträfen ausge- 
sprochen worden). Der Staatsan- 
walt verlangt noch höhere Strafen, 
er legte Revision ein. Gleichzeitig 
strengte er gegen „wid Genossen 


Verfahren wegen „Widerstand ge- 


mus-Leninism 


Genosse Gernot Schubert 


gen die Staatsgewalt“ an. Das ist 
allerdings der Gipfel des Zynismus 
— nachdem beide Genossen wäh- 
rend des Prozesses zu je drei Tagen 
Ordnungshaft abgeführt und Dieter 
Stoll noch auf dem Flur des Ge- 
richtsgebäudes von einem Dutzend 
Polizisten zusammengeschlagen 
worden war. 

Nun steht im März schon wie- 
der ein neuer Prozeß gegen den 
„Roten Morgen“ an. Vier Verfah- 
ren, die im Mai 1976 von den üb- 
rigen abgetrennt worden waren, 
kommen dann zur Verhandlung. 
Es geht dabei um Artikel des „Ro- 
ten Morgen“ über den Tod des 
Kommunisten Günter Routhier so- 
wie von Holger Meins. Erfahrungs- 
gemäß wird die Aufdeckung der 
wahren Rolle der Polizei und des 
Strafvollzuges in diesem Zusam- 
menhang vom Klassenfeind beson- 
ders wütend verfolgt. 

Zwei Jahre Gefängnis sind schon 
verhängt, davon allein ein Jahr 
und vier Monate gegen Genossen 
Gernot Schubert. Systematisch ar- 
beitet der Klassenfeind darauf hin, 
die Redakteure und Verleger des 
„Roten Morgen“, besonders Gernot 
Schubert, für Jahre hinter Gitter 
zu bringen. 


Das muß verhindert werden! 
Die ROTE HILFE DEUTSCH- 
LANDS wird die KPD/ML durch 
eine Kampagne für den „Roten 
Morgen“, gegen den Justizterror 
des Klassenfeindes, unterstützen. 
Diese Kampagne muß von allen 
Roten Helfern mit aller Kraft ge- 
tragen werden. Es gilt, die Tatsa- 
chen über die Verfolgung des „Ro- 
ten Morgen“ zu verbreiten und die 
Solidarität der Werktätigen für ihre 
Zeitung zu gewinnen. Für die rie- 
sigen Prozeßkosten müssen Gelder 
zusammengetragen werden. 


vor Gericht 


der ‚Ausbeuterberrschaft‘, dem ‚impe- 
rialistischen Unterdrückersystem‘, ‚west- 
deutschen Imperialismus‘ und dem ‚Aus- 
beuterstaat‘ gesprochen wird.‘ An ande- 
rer Stelle wird ergänzt, daß diese Begrif- 
fe aus der Ideologie des Angeklagten 
und der Ideologie der KPD/ML heraus 
verstanden werden müssen. 

Diese Stelle in der Anklageschrift ist 
bezeichnend für die Schärfe der Presse- 
zensur, die in der Bundesrepublik 
herrscht. Zeigt sie doch, daß die Bour- 
geoisie nicht nur die Propagierung der 
revolutionären Gewalt fürchtet — und 
zum Beispiel mit dem 14. Strafrechtsän- 
derungsgesetz verbietet — sondern daß 
der Staatsanwalt bereits dann in Aktion 
tritt, wenn man die kapitalistischen Ver- 
hältnisse mit marxistisch-leninistischen 


Begriffen beim Namen nennt. Mit ande- 
ren Worten: Die Bourgeoisie hat ihre 
Verteidigungslinie gegenüber der Revolu- 
tion, gegenüber dem Marxismus-Leninis- 
mus vorverlegt. Sie verbietet heute be- 
reits die Erkenntnis der kapitalistischen 
Wirklichkeit auf der Grundlage des wis- 
senschaftlichen Sozialismus, weil sie oft 
genug die Erfahrung gemacht hat, daß es 
von der Erkenntnis des Kapitalismus 
nicht mehr weit ist zu der Schlußfolge- 
rung, daß dieses kapitalistische System 
nichts anderes verdient, als in der sozia- 
listischen Revolution gestürzt zu wer- 
den. 


WARUM SPRECHEN WIR VON 
„BOURGEOISIE* ODER 
„AUSBEUTERSTAAT"? 


Weil es sich hierbei um Begriffe han- 
delt, die zuerst Marx und Engels aus ih- 
rer wissenschaftlichen Analyse des Kapi- 
talismus entwickelt haben. Und weil die- 
se Begriffe auch heute noch zutreffen. 
Marx sagt im Kommunistischen Mani- 
fest: 


‚Die wesentliche Bedingung für die . 


Existenz und für die Herrschaft der 
Bourgeoisie ist die Anbäufung des Reich- 
tums in den Händen von Privaten, die 
Bildung und Vermehrung des Kapitals; 
die Bedingung des Kapitals ist die Lohn- 
arbeit.‘ Und Engels sagte: 

‚Da der Staat entstanden ist aus dem 
Bedürfnis, Klassengegensätze im Zaum 
zu halten; da er aber gleichzeitig mitten 
im Konflikt dieser Klassen entstanden 
ist, so ist er in der Regel Staat der mäch- 
tigsten, ökonomisch herrschenden Klas- 
se, die vermittels seiner auch politisch 
berrschende Klasse wird und so neue 
Mittel erwirbt zur Niederbaltung und 
Ausbeutung der unterdrückten Klasse.‘ 
Und kurz zusammengefaßt: ,...der 
moderne Repräsentivstaat ist Werkzeug 
der Ausbeutung der Lohnarbeit durch 
das Kapital.‘ Zweifellos treffen diese 
Feststellungen auch auf die Bundesre- 


publik, die ein kapitalistischer Staat . 


Karin Wagner : 
“Isolation ist Folter” 


Auszug aus einer Rede vor Gericht 

„Die Staatsanwaltschaft wirft mir un- 
ter anderem ‚Verächtlichmachung des 
Staates‘ vor. Ein kurzes Beispiel soll hier 
zu Beginn meiner Ausführungen genügen, 
um den Charakter dieses Staates deut- 
lich werden zu lassen. Bekanntlich wur- 
den auch Rosa Luxemburg und Karl 
Liebknecht das Opfer des blutigen Ter- 
rors der Bourgeoisie gegen die Kommuni- 
sten und Revolutionäre. Hervorgetan 
beim Meuchelmord an Karl und Rosa 
hatte sich ein gewissen Polizeihaupt- 
mann Pabst. Über diesen Pabst nun 
heißt es im Bulletin des Presse- und In- 
formationsdienstes der Bundesregierung 
im Jahre 1962: ‚Pabst bestreitet nicht 


seine Verantwortung für die standrecht- ° 


lichen Erschießungen, aber er versichert, 
es in höchster Not und in der Überzeu- 
gung getan zu haben, nur so den Bürger- 
krieg beenden und Deutschland vor 
dem Kommunismus retten zu können.‘ 

Es ist dieser gleiche Staat, der einem 
der Mörder Karls und Rosas seine Eh- 
renhaftigkeit bescheinigt, der heute die 


ist, zu. Stellt man das aber fest, so ist 
das bereits ein Fall für den Staatsanwalt. 
Die Werktätigen sollen die ‚normale‘ ka- 
pitalistische Ausbeutung und damit die 
Existenz der Bourgeoisie als etwas Not- 
wendiges, Naturgegebenes akzeptieren. 
Deshalb will uns auch dieses Gericht 
verbieten, von ‚Ausbeuterordnung‘ zu 
schreiben. 

Aber wir denken nicht daran, das zu 
tun. Wir kämpfen für die |Abschaffung 
der Ausbeutung des Menschen durch 
den Menschen, für den By dieses Aus- 
beuterstaates in der bewaffneten Revo- 
lution. 


WARUM SPRECHEN WIR VON DER 
DIKTATUR DER BOURGEOISIE? 


Eine weitere Feststellung, die die 
Bourgeoisie dem „Roten |Morgen“ im- 
mer wieder sehr übel nimmt, ist die 
Feststellung über die ‚angebliche De- 


Zu bestellen bei: 
Verlag G. Schneider 
46 Dortmund 


Postfach 30 05 26 
Abonnement: 30 DM für 1 Jahr, 


mokratie‘ in der Bundesrepublik. Wa- 
rum? Man sagt, getroffene Hunde bel- 
len. „2. . . Tatsächlich gibt es in 
der Bundesrepublik — wie in jedem ka- 
pitalistischen Staat — keine Demokratie 
für die Werktätigen, sondern lediglich für 
eine Handvoll Kapitalisten, die eine Dik- 
tatur über die Mehrheit des Volkes aus- 
üben. Deshalb, weil der ‚Rote Morgen‘ 
die Wahrheit schreibt, will die Bourgeoi- 
sie ihn ausschalten. 

Im Osten wie im Westen übt die 
Bourgeoisie eine Diktatur über die Werk- 
tätigen aus. Hier nennt die Bourgeoisie 
ihre Diktatur ‚freiheitlich-demokratische 
Grundordnung‘. Drüben ist die Bourgeoi- 
sie noch unverschämter und nennt ihre 
faschistische Diktatur sogar Sozialismus/ 
Kommunismus. Genauso könnte man an 
eine alte Bruchbude, in der kein Mensch 
mehr wohnen will, ein Schild hängen: 
das schönste Haus der Welt. Bloß, nützt 
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re an und überzeugt Euch selbst, daß der „Rote Morgen“ die Wahrheit schreibt! For- 
dert Informationsmaterial über die Prozesse an! Spendet auf das Konto der RHD, 
Stadtsparkasse Dortmund, Konto-Nr.: 201 007 097 H. Held, 


Stichwort: Roter-Morgen-Prozesse! 


Bestellt die „Bildmappe über die Verfolgung der fortschrittlichen und kommunisti- 
schen Presse früher und heute“, 18 Plakate DIN A 4, Preis 12 DM. Im Preis ist eine 
Spende für die Roter-Motgen-Prozesse enthalten. Zu bestellen bei: GEWISO-Buch- 


vertrieb, Postfach 11 16 49, 2 Hamburg 11. 


politischen Gefangenen psychisch und 
physisch vernichtet. Die Staatsanwalt- 
schaft behauptet in ihrer Anklageschrift, 
diese Feststellung, daß der imperialisti- 
sche Staatsapparat die planmäßige psy- 
chische und physische Vernichtung der 
politischen Gefangenen betreibt, und 
daß dieses Vorgehen ein Teil der Faschi- 
sierung des Staatsapparates ist, sei eine 
Verächtlichmachung des Staates. 


Genossin Karin Wagner 
Eine solche Anklageerhebung ist zy- 
nisch. Nur wenige Wochen), nachdem das 
Gericht seine Strafbefehle wegschickte, 
starb Holger Meins. Kurz| nachdem die- 
ser Prozeß gegen uns begann, starb Ulrike 
Meinhof. Von fünf angeklagten Revolu- 


tionären in Stammheim sind zwei be- 
reits tot. Was kann deutlicher zeigen, 
daß der kapitalistische Staat nicht nur 
einen Mörder Karls und Rosas in Ehren 
hält, sondern heute mit ebensolchem 
Terror gegen Kommunisten und Revolu- 
tionäre vorgeht. 

Gestern konnte man in der bürgerli- 
chen Presse lesen, daß sich mit Ulrike 
Meinhof der zweite Angeklagte in 
Stammheim dem Urteil des Gerichts 
entzogen habe. Das ist der Gipfel des 
Zynismus! Wo ist denn diese gleiche 
Presse, wenn es um solche Naziverbre- 
cher wie den ehemaligen KZ-Baumei- 
ster und früheren Bundespräsidenten 
Lübke geht? Wo, wenn es um den Nazi 
Kiesinger, um Schiller und wie sie alle 
heißen geht? Da redet niemand davon, 
daß diese Verbrecher sich dem Urteil 
des Gerichts entziehen. Denn wer wie 
sie im Auftrag der Bourgeoisie Verbre- 
chen begeht, der braucht sich auch kei- 
nem Urteil irgendeines Gerichts zu ent- 
ziehen. Denn die Gerichte urteilen im 
Namen der herrschenden Klasse. Und 
deshalb kommen diese Verbrecher auch 
nicht ins Gefängnis, sondern werden 
Bundespräsident, Minister usw.“ 
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. : h & Demonstration gegen den Besuch des 
5000 demonstrieren am Roten Antikriegstag. Diktators Breschnew. 


1972 - 1976: Die Kämpfe der Werktätigen nehmen zu. Die KPD/. 


Ernst Aust: Ich klage an” 


In einem der ersten Prozesse gegen den „Roten Morgen“, der 1973 
in Hamburg stattfand, hielt der Genosse Ernst Aust, Vorsitzender der 
KPD/ML, und damals verantwortlicher Redakteur des „Roten Morgen“, 
eine Rede, aus der wir hier einen Auszug abdrucken. An dieser Rede ha- 
ben sich in der Folgezeit viele angeklagte Genossen ein Beispiel genom- 
men, wie man vor Gericht den Spieß umdreht und die Gerichtsverhand- 
lung zum Tribunal gegen die herrschende Klasse macht. 


Äutiaschistg, m ® 
thter verhängt über 30 


Ordnungsstra fen Tage : 


"a8. dem 7. Okı 


Ober, stechen 
toßen Sı 


- Um von Anfang an klare Fron- zen; 
ten zu schaffen: Ich stehe hier 
nicht als Angeklagter‘, der sich ver- 
teidigen müßte, sondern als An- 
kläger. Ich klage Sie, der Sie sich 
anmaßen, darüber zu befinden, 
was ich im „Roten Morgen“, dem 
Zentralorgan unserer Partei, ge- 
schrieben habe, an, sich des Ver- 
brechens der Ente rung des 
Rechts auf freie Meinungsäuße- 
rung schuldig zu machen. Ich kla- 
ge Sie und den Herrn Staatsanwalt 
als Vertreter des Staates und seiner 
Regierung an, den Namen des 
deutschen Volkes zu mißbrauchen, 
indem Sie: 
© dem Aggressionsstreben des 
westdeutschen Imperialismus 
Vorschub leisten; | 
© die konterrevolutionäre Gewalt, 
den offenen Terror der Staatsor- 
gane gegen das Volk unterstüt- 
zen; 


® die mörder in Ihe Schreib- 


tischmörder in ihren Verbre- 
chen gegen die Vjölker decken; 
® durch die Aufrechterhaltung 
parlamentarischer] Illusionen das 
Volk betrügen; | 
© den Mord an Arabern und Israe- 
lis rechtfertigen; | 


© die Verbrechen des USA-Impe- 


rialismus in Vietnam unterstüt- 


Ich klage Sie an: 

das auf der Ausbeutung der 
Menschen durch den Menschen be- 
ruhende kapitalistische Gesell- 
schaftssystem aufrecht erhalten zu 
wollen und sich dazu faschisti- 
scher, terroristischer Mittel zu be- 
dienen. 

40 Jahre sind seit dem Machtan- 
tritt der Hitlerfaschisten vergangen. 
Eine ihrer ersten Maßnahmen, die 
sie ergriffen, war eine am 4. Fe- 
bruar 1933 erlassene „Notverord- 
nung zum Schutz des deutschen 
Volkes“. Sie ermöglichte ihnen, 
Kundgebungen gegnerischer Par- 
teien und oppositionelle Zeitun- 
gen wegen Verächtlichmachung 
des Staates zu verbieten. 

„Verächtlichmachung des Staa- 
tes“, dieser nazistische Rechtsbe- 
griff von 1933 ist es, der die 
Grundlage der mir am 16. 2. 1973 
übersandten Strafandrohung, Nöti- 
gung oder Anklageschrift, wie Sie 
es nennen, bildet. Wörtlich heißt 
es da, ich hätte „durch Verbreiten 
von Schriften die Bundesrepublik 
Deutschland beschimpft und bös- 
willig verächtlich gemacht“. 

Die Bundesrepublik Deutsch- 
land? Wer ist das? Sind das die 
Millionen und Abermillionen fleis- 


Ausgaben des ROTEN MORGEN, vom Klassenfeind verfolgt, angeklagt oder verboten: 


Extra Juni 72 Extra Juni 74 Nr. 30/74 


N.15/72 0r.25/74 Nr. 31/74 
Nr. 18/72 

Nr. 20/72 Nr. 26/74 Nr. 34/74 
Nr. 21/72 Nr. 27/ „4 Nr. 35/74 
Nr.23/773 W.28/74 Nr. 38/74 
Nr.13/74 Nr.29/74 Nr. 39/74 


Nr.42/74 Nr.4/75 Nr. 34/75 
Nr.46/74 Nr. 5/75 N. 37/75 
Nr.48/74  Nr.10/75 Nr. 38/75 
Nr. 49/74 Nr.11/75 Nr.40/75 
Nr. 1/75 Nr. 12/75 Nr. 19/76 
Nr. 2/75 Nr. 24/5 8. 25/76 


Überall verbreitet die Part Wahrheit 
über den Tod des Genossen Günter Routhier. 


ML erstarkt. Das ist die Ursache für den wachsenden Justizterror. | 


siger Arbeiter und Angestellter in 
den Fabriken, Werken, Betrieben, 
die werktätigen Bauern, die Stu- 
denten, die kleinen Händler und 
Gewerbetreibenden? Oder sind. das 
die oberen Zehntausend, die 


Handvoll Millionäre und Multimil- 
lionäre, die Krupp, Flick, Thyssen, 
Stinnes, die sich den vom Volk in 
harter Arbeit geschaffenen Reich- 
tum räuberisch aneignen? Wenn 
Sie die ersten meinen, so fragen 
Sie doch, fragen Sie den Mann auf 


Genosse Ernst Aust 
der Straße, fragen Sie die hier im 
Gerichtssaal anwesenden Arbeiter 
und Angestellten, ob sie sich 
durch den „Roten Morgen“ be- 
schimpft und böswillig verächtlich 
gemacht fühlen? 

Wenn Sie jedoch die letzteren 
meinen, die Herren des Finanzkapi- 
tals, die Bosse der Monopole und 
Banken, sie und ihre Lakaien in 
Staatsapparat und Regierung, so 
kann man sie ebensowenig verächt- 


Bisher ergangene URTEILE: 


22.1.74 Ernst Aust 5400DM 
11.9.74 Ernst Aust 3000DM 


20.8.75 Ernst Aust 7500DM 
8.9.76 Ernst Aust 2000DM 
8.9.76 Gernot Schubert 1500DM 


13.5.76 Gernot Schubert 
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Brokdorf. im Zentrum der Kämpfe weht 
die Fahne der KPD/ML. | 


lich machen oder beschimpfen, 
wie wenn man die Mafıa eine Crew 
von Mördern und Gangstern nennt. 
Sind sie etwa keine Diebe, Mörder 
oder „blutbefleckte Ausbeuter“, 
wie es im „Roten Morgen“ hieß, 
die Herren Kapitalisten? Lesen Sie, 
Herr Sörensen, denn keine Zei- 
tung, gehen Sie mit geschlossenen 
Augen durch die Welt? Oder wol- 
len Sie einfach nicht sehen, weil 
Sie von ihnen bezahlt, bestochen 
werden? Wissen Sie nicht, 
- daß in der BRD täglich am Ar- 
beitsplatz 15 Menschen tödlich ver- 
unglücken? Sterben, weil sie durch 
Rationalisierung und maßloß ge- 
stiegene Arbeitshetze zur|Nichtbe- 
achtung der Unfallvorschriften ge- 
zwungen werden, weil ihre Unter- 
nehmer um ihrer Profite willen Si- 
cherheitsvorschriften außer Acht 
lassen? | 

- daß immer wieder ungenügend 
erprobte Medikamente jauf den 
Markt kommen, so daß wie bei 
Contergan Tausende Kinder ver- 
krüppelten oder bei Menocil zig 
Menschen starben. Was kümmert 
die Arzneimittelhersteller schon 
das Leben der Menschen, Haupt- 
sache, die Kasse stimmt? 
- daß von den jährlich fast 20 000 
Toten auf unseren Straßen zumin- 
dest die Hälfte auf Kosten der Ka- 
pitalisten geht, indem sie lebensge- 
fährliche Autos bauen, oder des 
kapitalistischen Staates, der nicht 
für die notwendige Sicherheit auf 
unseren Straßen sorgt? 

daß die deutschen Imperialisten 
um ihrer Macht- und Profitinter- 
essen willen in den letzten zwei 
Weltkriegen Millionen Menschen 
auf die Schlachtfelder trieben? 


1 Jahr mit Bewährung 


Karin Wagner 4 Monate mit Bewährung 


16.11.76 Gernot Schubert 4Monate ohne Bewährung 


Koria Wagner 1800 DM Ä 


Dieter Stoll u 4 Monate ohne Bewährung 


lage zum ROTEN MORGEN 38 


n Name: 
‚eiterklasse" 
m DGB m 
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roletarier aller Länder und unterdrückte Völker, verein y* i 


Zentralorgen der KPD I Marxisten-Leninisten 


EXTRABLATT 


Nummern des ROTEN MORGEN beschleguehat 


Sie fürchten 
den Marxismus- 
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Aus der Arbeit der Roten H 


Die Solidarität der Massen organisieren! 


ilfe 


„Wir brauchen die Solidarität der Werktätigen, vor der die Bourgeoisie 
so Angst hat, nicht zu schaffen, sie ist da. Wir müssen sie entfälten, orga- 
nisieren, das ist unsere Aufgabe.“ Diese richtige Schlußfolgerung ziehen 
die Bremer Genossen der RHD aus ihren Erfahrungen im Kampf gegen 
die bürgerliche Klassenjustiz. Die folgenden Berichte sind Beispiele dafür, 
wie die ROTE HILFE DEUTSCHLANDS die Solidarität der Werktätigen’ 
gegen den Terror der Bourgeoisie organisiert. IK 


® 
Kiel 

Die Kieler Ortsgruppe hat zur 
Unterstützung der Kämpfer von 
Brokdorf im Stadtteil und an der 
Hochschule ein Flugblatt verbrei- 
tet. Die Genossen haben bei der 
Hausagitation, bei Ständen in der 
Stadt und bei einer Demonstration 
über 500 DM gesammelt und noch 
sind nicht alle Büchsen geleert. 

Rote Helfer und befreundete 
Künstler fertigten Zeichnungen 


zum Kampf in Brokdorf an, führ- 


ten damit eine Ausstellung durch 
und druckten eine Postkartenserie, 


Genosse Bernd Woitalla, seine Frau Ulla und ihr Sohn Alexander 


die zum Spendenpreis verkauft 
wird. Der Erlös ist für die Kämpfer 
von Brokdorf und den Genossen 
Bernd Woitalla bestimmt. Bei dem 
Personal des Krankenhauses Wil- 
ster, in dem Genosse Bernd und 
andere Verletzte behandelt wor- 
den waren, bedankte sich die Rote 
Hilfe für die gute Behandlung mit 
einem Brief. 

Die Genossen berichten, daß 
Bernd inzwischen aus (dem Kran- 
kenhaus entlassen ist und in Ma- 
lente eine Sprachtherapie mit- 
macht. 


16. November. 30.000 Menschen kämpfen in Brokdorf gegen das lebensbedrohende Atomkraft- 
werk, trotz des unbeschreiblichen Terrors der Polizei. Bernd Woitalla, Roter Betriebsrat auf HDW 
Kiel, ist unter ihnen. Er wird durch einen gezielten Steinwurf der Polizei lebensgefährlich ver- 
letzt. Schädelbruch und Gehirnverletzung im Bereich des Sprachzentrums. Noch heute kann 
Bernd nicht zusammenhängend sprechen. Noch weiß niemand, wie schwer seine Behinderungen 


bleiben werden. 


Bremen 


Kürzlich wurde in Bremen der 
Genosse Jürgen Janz vor Gericht 
gezerrt wegen angeblichem Haus- 
friedensbruch. Als kommunisti- 
scher Lehrer war Jürgen Janz im 
Sommer 1975 mit Unterrichts- 
und Hausverbot belegt worden. 
Dennoch hatte er auf Wunsch sei- 
ner Schüler weiter unterrichtet. In 
einem brutalen Polizeieinsatz wur- 
de Jürgen Janz aus der Schule ge- 
holt, verhaftet und verprügelt. 
Ebenso mehrere Schüler, die sich 
kämpferisch für ihren Lehrer ein- 
gesetzt hatten. 

Ein Komitee „Jürgen Janz muß 
Lehrer bleiben“, das die Schüler 
gebildet hatten, organisierte da- 
mals mit Unterstützung der 
KPD/ML und der RHD eine breite 
Solidaritätsbewegung. Mehrere 
Mitglieder des Komitees traten in 
die Rote Hilfe ein. 

Bei der Vorbereitung des Pro- 
zesses konnte sich die RHD jetzt 


auf die breite Solidarität unter den 
Schülern stützen. | 
Zusammen mit der Roten Gar- 
de verteilten Rote Helfer vor meh- 
reren Schulen Flugblätter, die den 
Kampf der Schüler gegen Jürgens 
Rausschmiß schilderten und auf- 
riefen, zum Prozeß zu kommen. 
In den Tagen vor dem Prozeß 
klebten überall im Einzugsgebiet 
der Schule Aufkleber tınd in ei- 
ner großen Pause flatterten plötz- 
lich tausende kleiner Papierstrei- 
fen aus den Klassenfenstern in den 
Pausenhof: „Jürgen Janz muß Leh- 
rer bleiben! Kommt zum Prozeß!“ 
In der Straße, in der Jürgen und 


seine Frau wohnen, wurden eben- 


falls Flugblätter gesteckt und in 
dem Wohngebiet, das an die Schu- 
le grenzt, haben Rote Helfer Haus- 
agitation gemacht, da Anwohner 
damals den Polizeieinsatz auf dem 
Schulhof gesehen hatten. Bei der 
Hausagitation (besucht wurden 
vor allem diejenigen, die sich auf 


die Unterschriftenliste eingetragen 
hatten) konnten sie erleben, daß 
die Empörung über die politische 
Unterdrückung und die Bereit- 
schaft zur Solidarität sehr groß ist. 
Von einer Frau bekam Genosse 
Jürgen Eingemachtes und eine Tü- 
te Äpfel und die besten Wünsche 
für den Prozeß: „Wehren Sie sich 
morgen gut, wenn nötig auch mit 
den Füßen! Wenn eine Geldstrafe 
herauskommt, kommt schnell wie- 
der vorbei, um eine Spende dafür 
abzuholen.“ Eine andere Frau 
schrieb Jürgen Janz zum Prozeß, 

Diese Arbeit der RHD war er- 
folgreich, etwa 60 Personen — 
hauptsächlich ehemalige Schüler — 
waren zum Prozeß erschienen. 

Während das Gericht versuchte, 
die Angelegenheit als „ganz ge- 
wöhnlichen Hausfriedensbruch“ 
darzustellen, zeigte Jürgen Janz 
die wahren Absichten der Klassen- 
justiz auf: man wollte ihn wegen 
„Hausfriedensbruch“ verurteilen, 
ihn so zum Kriminellen stempeln, 
um so leichter das Berufsverbot 
gegen ihn durchsetzen zu können, 
denn ein Berufsverbotsverfahren 
hat die Bourgeoisie bis heute ge- 
scheut. Jürgen Janz entlarvte vor 
den anwesenden Schülern auch die 
Zusammenarbeit zwischen Ge- 
richt, Polizei und Schulleitung. Bei 
der Zeugenvernehmung der Schul- 
leiterin Opelt und ihres Stellvertre- 
ters Gerlach zeigte sich, daß beide 
durch Bespitzelung und Denunzia- 
tion darauf hingearbeitet hatten, 
Jürgen von der Schule zu bekom- 
men. 

Vielen Schülern fiel es wie 
Schuppen von den Augen, als her- 
auskam, daß die Schulleitung der 
Polizei für ihren Einsatz eine La- 
geskizze des Schulgeländes und 
eine Personenbeschreibung von 
Jürgen Janz gegeben hatte. Doch 
nicht genug damit. Es wurde auch 
klar, daß Frau Opelt nach dem Po- 
lizeieinsatz die Schüler zu „sachli- 
cher Diskussion“ aufgerufen hatte, 
um sie dann bei der Schulbehörde 
denunzieren zu können. Einige 
wurden dann auch prompt be- 
straft, weil sie sich für ihren Leh- 
rer eingesetzt hatten. 

Auch wenn in diesem Prozeß 
kein Freispruch erkämpft werden 
konnte, sondern nur eine Herab- 
minderung der Geldstrafe von 1000 
DM auf 400 DM, so war der Pro- 
zeß doch ein großer Erfolg. Viele 
Schüler haben durch diesen Prozeß 
selbst. miterlebt, daß die Gerichte 
nicht „neutral“ sind und sie wer- 
den in Zukunft noch entschiede- 
ner kämpfen. An den beiden Pro- 
zeßtagen wurden insgesamt 
130,50 DM gesammelt und viele 
„Rote Morgen“ und Rote-Hilfe- 
Zeitungen verkauft. 


Koln 


Die Kölner Genossen schrieben 
uns: „Die Unterstützung der Ro- 
ten Betriebsräte Anne und Franz 
bei Klöckner Humbold Deutz in 
Köln ist Schwerpunkt der Arbeit 
der Ortsruppe im November gewe- 
sen. Anne und Franz sollen aus 
dem Betriebsrat geworfen und mit 
Hilfe eines Strafverfahrens wegen 
Verteilen von Flugblättern zu Kri- 
minellen abgestempelt werden. 

In der Woche vor dem Prozeß 
steckten wir in bestimmten Stra- 
ßen in Kalk, einem proletarischen 
Stadtviertel Kölns, wo die RHD 
schon länger arbeitet und in der 
Straße, wo die Rote Betriebsrätin 
wohnt, Flugblätter in die Briefkä- 
sten, mit der Aufforderung, zu 
den Prozessen zu kommen und zu 
spenden. Wir kündigten für den 
kommenden Samstag eine Pfand- 
flaschensammlung für die Roten 
Betriebsräte an und brachten in 
den Hausfluren kleine Zettel der 
RHD an mit der Aufschrift: Sam- 
stag Pfandflaschensammlung 14- 
17 Uhr. 

Samstagvormittag informierten 


Leserbrief 


Liebe Genossen! 

Nach einer ausführlichen Diskussion 
kamen wir Roten Helfer aus Dortmund 
zu folgendem Ergebnis: Das Titelblatt 
der RH-Zeitung Nr. 12 steht in keinem 
Zusammenhang mit dem hervorragen- 
den Inhalt dieser Zeitung, der ein ausge- 
zeichnetes Beispiel ist für die Klassen- 
solidarität der Bevölkerung. Es erweckt 
Resignation und Pessimismus, es er- 
weckt den Anschein, daß vom Klassen- 
feind Verfolgte und Revolutionäre der 
Klassenjustiz und den Bullen hilflos aus- 
geliefert sind. Die Büttel sind übermäch- 
tig dargestellt, was völlig unrealistisch 


Liebe Genossen 


Ich möchte mich bei Euch und bei al- 
len Roten Helfern bedanken, die mit 
dazu beigetragen haben, daß Ihr mir vor 
kurzem einen größeren Geldbetrag zur 
Deckung der Prozeßkosten überreichen 
konntet, Dieses Geld, zusammengetra- 
gen bei Hausbesuchen, auf Solidaritäts- 
veranstaltungen und bei Sammlungen 
auf der Straße ist ein Beweis für die So- 
lidarität der Werktätigen und die Stär- 
ke der RHD, die diese Solidarität orga- 
nisiert hat. 

Vor uns steht ein neues Jahr mit 
Kampfaufgaben. Mitglieder werben, 
sammeln, organisieren, die spontane 
Empörung über die bürgerliche Klassen- 
justiz und den Polizeiterror nutzen und 
eine breite Front gegen den ganzen 
Herrschaftsapparat der Bourgeoisie, den 
Staat aufbauen, so werden wir die Auf- 
gaben erfüllen, die Clara Zetkin uns ge- 
stellt bat, eine Massenorganisation zur 
Erhaltung, Stärkung, Steigerung und 
Mebrung der Kräfte der Weltrevolution 
zu sein. 

Der eingeschlagene Weg, die Beispiele 


wir die Bevölkerung in der Kalker 
Hauptstraße, wo die angeklagten 
Genossen damals auch beim Flug- 
blattverteilen überfallen und fest- 
genommen worden waren. Auch 
diesmal überfiel die Polizei meh- 
rere Flugblattverteiler anderer re- 
volutionärer Organisationen, miß- 
handelte sie brutal und nahm sie 
fest. Die Passanten waren empört 
über das Vorgehen der Polizei, eine 
Frau beteiligte sich an einem Ver- 
such, einen Genossen zu befreien. 
Ein Passant riß uns die Zeitung aus 
der Hand: „Ja, gib her, ich habe 
das nie geglaubt, aber jetzt habe 
ich es selber gesehen.“ Und er gab 
uns außerdem noch eine Spende. 

Am Nachmittag gingen wir 
dann durch die Häuser, wir trafen 
viele Menschen, die unsere Pfand- 
flaschensammlung für die Roten 
Betriebsräte unterstützten und die 
Zeitung kauften. Am größten war 
die Solidarität bei denjenigen, die 
den Polizeiterror am Vormittag 
mit eigenen Augen gesehen hatten. 

Unsere Pfandflaschensammlung 
erbrachte 50,- DM und zusätzlich 
16,- DM Geldspenden. Wir ver- 
kauften 22 Zeitungen.“ 


ist. Das zeigen gerade die Beispiele, die 
in der Zeitung angeführt werden. Das 
Bild widerspricht der von der RHD ver- 
folgten Politik und ihrer Aufgabe, ndm- 
lich die einfachen Werktätigen zu ermu- 
tigen in ihrem täglichen Kampf gegen 
den Kapitalismus, sie für die Solidarität 
mit anderen Kämpfern zu gewinnen und 
sie mit revolutionärem Optimismus zu 
erfüllen. Das ist die Aufgabe der RHD 
bei ihrer täglichen Arbeit. Das ist aber 
auch die Aufgabe unserer Zeitung. 
Rotfront 

Die Redaktion nimmt diese Kritik, die 
auch von vielen anderen Roten Helfern 
kam, als völlig berechtigt an. 


brüderlicher Solidarität, die auch ich 
von Seiten der RHD erfuhr, sind die Ge- 
währ dafür, daß wir es erreichen werden. 

Liebe Genossen, nochmals vielen 
Dank und ein frohes, kämpferisches, re- 
volutionäres 1977. Rotfront! 
Euer Genosse Michael Banos 
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Adressen politischer 
Gefangener 


Gefangene wegen Teilnahme am Roten Anti- 
kriegstag 1972: 

Alexander Haschemi, 8910 Landsberg, JVA, 
Hindenburgring 12 


Baha Targün, Remscheid-Lüttringhausen, 

Masurenstr. 28. Justizvollzugsanstalt. (Türki- 
scher Genosse beim Ford-Streik zu 6 Jahren 
Gefängnis verurteilt. 
Horst Mahler, 1000 Berlin 27, Seidelstr. 39, 
JVA Tegel, zu 14 Jahren verurteilt wegen 
Mitgliedschaft in der RAF, heute Sympati- 
sant der GRF (KPD) 


Achtung! Neues Spendenkonto 
der RHD: Stadtsparkasse Dort- 
mund Nr. 201 007 097, H. Held. 
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Kalender 1977 der 
RHD. Zusammen- 
gestellt aus einer 
Ausstellung über 
die Arbeit derRHD 
früher und heute, 
die von der Orts- 
gruppe Bielefeld 
der RHD anläßlich 
der Prozesse gegen 
die RHD erstellt 
wurde, mit vielen 
Fotos und Zeich- 
nungen. 
Solidaritätspreis: 

6 DM. Bestellung 
bei GEWISO Buch- 
vertrieb, Postfach 
11 16 49, 2 Ham- 
burg 11. 


Fortsetzung von Seite 3 

das natürlich nichts. Eine Bruchbude 
bleibt eine Bruchbude, und wenn man 
zehn Reklameschilder daranhängt. Eine 
bürgerliche Diktatur bleibt eine bürgerli- 
che Diktatur, und wenn sie sich zehnmal 
‚freiheitlichdemokratischa Ordnung‘ 
oder Sozialismus/Kommunismus‘ nennt. 

Lenin hat das treffend gekennzeich- 
net, als er sagte: 

‚Man nehme die Grundgesetze der 
modernen Staaten, man nehme die Me- 
thoden, mit denen sie regiert werden, 
man nehme die Versammlungs- und 
Pressefreiheit, die ‚Gleichheit der Bürger 
vor dem Gesetz‘ — und man wird auf 
Schritt und Tritt die jedem ehrlichen 
und klassenbewußten Arbeiter wohlbe- 
kannte Heuchelei der bürgerlichen De- 
mokratie erblicken. Es gibt keinen ein- 
zigen Staat, und sei es auch der demo- 
kratischste, wo es in der Verfassung 
nicht Hintertürchen oder Klauseln gäbe, 
die der Bourgeoisie die Möglichkeit 
sichern, bei Verstößen gegen ‚Rube und 
Ordnung‘ — in Wirklichkeit aber, wenn 
die ausgebeutete Klasse gegen ihr Skla- 
vendasein ‚verstößt‘ und versucht, sich 
nicht mehr wie ein Sklave zu verhalten 
-- Militär gegen die Arbeiter einzuset- 
zen, den Belagerungszustand zu verbän- 
gen.‘ 

Diese Feststellung trifft voll auf die 
Bundesrepublik zu. Mit dem einen Un- 
terschied, daß sich die ‚Demokratie‘ wei- 
terentwickelt hat. Aus den ‚Hintertür- 
chen‘, von denen Lenin sprach, sind 
heute, wie Genosse Ernst Aust feststell- 
te, wahre Scheunentore geworden. Denn 
die Bourgeoisie hat nicht nur Gesetze 
für die tagtägliche Unterdrückung der 
Arbeiterklasse und der anderen Werktä- 
tigen. Sie hat bereits die Notstandsge- 
setze, die nichts anderes sind, als ein 
Ermächtigungsgesetz, auf deren Grund- 
lage die Bourgeoisie legal eine erneute 
faschistische Diktatur ausüben kann und 
will, wenn die ausgebeutete Klasse sich 
gegen ihr Sklavendasein erhebt. 

Wenn ich eben die Bundesrepublik 
mit einer Bruchbude verglichen habe, 


RotekdHilfe 


Tarwtan and aicdn vargemnan an damen Steh beitiit hama Naupa-t rad ham Kuren we erg de YOHDERTEN 


Ich bestelle: Probenummer DO 
Abonnement ab Nr. 


Ich möchte: Informationsmaterial [| 


dann muß ich das jetzt ergänzen: Die 
angebliche Demokratie in der Bundesre- 
publik ist nicht nur verrottet, sondern 
auch grausam und terroristisch. Sie ist 
eben nichts anderes als die gewaltsame 
Unterdrückung der Arbeiterklasse durch 
die Bourgeoisie. Darin unterscheidet 
sich die Bundesrepublik nicht von ande- 
ren kapitalistischen Staaten. Für jeden 
kapitalistischen Staat einschließlich der 
revisionistischen Staaten trifft zu, was 
Lenin sagte: 

‚Wenn der Staat das Produkt der Un- 
versöhnlichkeit der Klassengegensätze 
ist, wenn er eine über der Gesellschaft 
stebende und ‚sich ihr mehr und mehr 
entfremdende‘ Macht ist, so ist klar, daß 
die Befreiung der unterdrückten Klasse 
unmöglich ist, nicht nur obne gewaltsa- 
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me Revolution, sondern auch ohne Ver- 
nichtung des von der herrschenden Klas- 
se geschaffenen Apparates der Staatsge- 
walt, in dem sich diese ‚Entfremdung‘ 
verkörpert.‘ 

Weil das so ist, wird der ‚Rote Mor- 
gen‘ auch weiterhin — und daran wird 
ihn kein Staatsanwalt und kein Richter 
hindern — die Verbrechen dieses kapita- 
listischen Staates beim Namen nennen 
und die Massen vom Nutzen und von 
der Notwendigkeit der bewaffneten Re- 
volution überzeugen. Unter der Führung 
der KPD/ML wird die Arbeiterklasse die 
Diktatur des Proletariats errichten und 
ausüben. Und diese Diktatur wird für die 
Werktätigen millionenfach demokrati- 
scher sein als die demokratischste bürger- 
liche Republik.“ 


Rettet ihr Leben ! 


Seit einiger Zeit führen die Regierungen verschiedener imperialistischer 
Staaten eine großangelegte Hetzkampagne und Verfolgungsmaßnahmen 
gegen die CISNU durch, die als demokratische und antiimperialistische 
Organisation iranischer Studenten im Ausland die Verbrechen des Schah- 
Regimes anprangert und so den Kampf des iranischen Volkes wirkungs- 


“ voll unterstützt. 

In Paris wurden im November 
die CISNU-Mitglieder Mohamma- 
dreza Takbiri und Nader Oskui un- 
ter dem erlogenen Vorwand ver- 
haftet, sie wären an einem Atten- 
tat auf den Chef der dortigen Zen- 
trale des faschistischen iranischen 
Geheimdienstes SAVAK beteiligt 


gewesen. Vier andere CISNU-MiIt- 


glieder wurden praktisch über 
Nacht aus Frankreich  ausgewie- 
sen: sie galten als Entlastungszeu- 
gen für die beiden inhaftierten An- 
tifaschisten. 


Auch die DBR ist keine Ausnah- 


me. So ist z. B. der seit Jahren in 

Heidelberg lebende Student Reza 

Mohadjer von der Abschiebung be- 

droht, weil er ein führendes Mit- 
 glied der CISNU ist. 


Die Abschiebung aber würde für 


KONTAKTADRESSEN \ 
Bielefeld: Theresia Wiedeke, Gadderbaumerstr. 28 


ihn — ebenso wie für die beiden in 
Paris Inhaftierten — mit Sicherheit 
lebenslange grausame Folterungen 
in den Kerkern der Schah-Faschi- 
sten, wenn nicht sogar denTod be- 
deuten. 


Rettet das Leben der zwei in Pa- 
ris inhaftierten CISNU-Mitglieder, 
protestiert bei: 
“ _M. Ponjatowski 
Ministre de l’Interieur 
75000 Paris 
Frankreich 
Fordert die sofortige und bedin- 
gungslose Aufenthaltsgenehmi- 
gung für Reza Mohadjer beim 
Innenministerium von Baden- 
württemberg, 7000 Stuttgart 
und beim 
Bundesinnenministerium, 


5300 Bonn 


Bochum: Buchhandlung „Roter Morgen“, Dorstener Str. 86, Mi. 17-19 Uhr. Tel.: 0234/51 15 37 


Brerien. "tuchladen „Roter Morgen“, Waller Heerstr. 70, Mo-Frei 16.00-18.30 Uhr, Sa 9.00-13.00 


Uhr, Tel. 0421/39 38 88 


Buxtehude: Stammtisch jeden 1. Mittwoch im Monat, 19.30, in der „Kogge“, Bahnhotsstr. 
Dortmund: Büro Stollenstr. 12, Eing. Clausthaler Str., Tel. 0231/81 19 12, Di-Fr. 17.00-18.30 


Uhr, Sa 10.00-12.00 Uhr 
Duisburg: Jeden Mittwoch 16-18.30 Uhr im Büro der KPD/ML, Paulusstr. 36 


Frankfurt: Kontakt über „Buchladen Roter Morgen“, Burgstr. 78, Mi. 17.00-18.00 Uhr 

Freiburg: August Woerner, Elsässer Str. 28 

Gießen: Stammtisch jeden letzten Freitag im Monat, 19.30 Uhr, „Deutscher Michel“, Troppauerstr, 

Hamburg: Buchladen „Roter Morgen“, Stresemannstr. 110 

Hannover: Ingolf Trinkus, Postfach 91 1103, 3000 Hannover 91 

Kassel: R. Wengler, Graben 11, Tel. 0561/1 3047 

Kiel: Buchhandlung Karen Ziemke, Gutenbergstr. 46, Mi. und Fr. 16-18 Uhr. 

Lübeck: Buchladen „Roter Morgen“, Schlumacherstr. 4, Mo, Mi, Fr 16.30-18.30 Uhr 

Marburg: Stammtisch jeden 4. Montag, Gaststätte „Zur Lahnbrücke“, Gisselberger Str. 

München: Stammtisch jeden 2. Dienstag im Monat, 19.00 Uhr, Gaststätte „Keferloher“, Schleiß- 

heimer Str./Frankfurter Ring 

Münster: Stammtisch jeden Di 19.00 Uhr, Gaststätte „Augustenburg“, Ecke Friedr./ Ebert Str. 

Recklinghausen: Stammtisch jeden 1. Donnerstag im Monat, 19 Uhr, „Haus Fuchs“, Karlstr.7 

Reutlingen: Horst Groos, Schellingstr. 19, 7410 Reutlingen 

Saarbrücken: S.Scheithauer, Beethovenstr. 23, 6600 Saarbrücken. Stammtisch jeden 

1. Freitag im Monat, 19 Uhr „Kornstuben“, Martin-Luther-Str. (Nähe LVA) 

Stuttgart: Buchladen „Roter Morgen“, Stuttgart 1, Haußmannstr. 107, Mo-Frei 16.30-18.30, Sa 

Tübingen: Volker Nieber, 74 Tübingen 5, Grabensır. 37 9.00-13.00 Uhr 

Westberlin: Büro: Berlin 65, Reinickendorfer Str. 48, Eingang Gottschedtstr., Tel. 030/4 615398 
Sa 10.00-14.00 Uhr 

Köln: Buchladen „Roter Morgen“, Kalker Hauptstr. 70, 5000 Köln 91 (Kalk); Fr 16-18.30 Uhr 

Tel.: 0221/854124 


besucht werden D 
Mitglied der RHD werden D 


Bestellungen an: 
RHD, Stollenstr. 12, Eingang Clausthaler Str, 
46 Dortmund 


Bezahlung auf das Konto: Stadtsparkasse 


Dortmund Nr. 201 007 097, H. Held. 
Abonnementspreis für 1 Jahr: 6,- DM 


